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Einleitung 

Vor einem Vierteljahrhundert ist in der Bundesrepublik Deutschland 
das Wohnungseigentumsgesetz (WEG)1 in Kraft getreten. Es hat die 
Rechtsgrundlagen für das Wohnungseigentum geschaffen. Wohnungs-
eigentum ist nach § 1 Abs. 2 WEG das Sondereigentum an einer Woh-
nung in Verbindung mit dem Miteigentumsanteil an dem gemeinschaft-
lichen Eigentum, zu dem es gehört. Die Struktureigentümlichkeiten 
auch dieses Rechtsinstituts sichtbar und für die Rechtsanwendung nutz-
bar zu machen, gehört zu den elementaren dogmatischen Anliegen der 
Rechtswissenschaft. Denn die Rechtswissenschaft erfüllt ihre Funktion 
in der Regel, indem sie bei der Anwendung des Gesetzes Hilfe leistet!. 

Hilfe leisten bedeutet das Bemühen um einen fachlichen Konsens' 
über die Integration dieses Rechtsinstituts in das System des Zivil-
rechts. Unter System in diesem Sinne ist aber nicht ein abstrakt-
begriffliches zu verstehen. Denn in ein solches System, das nur eine lo-
gische über- und Unterordnung von Begriffen, nicht aber das Zusam-
menspiel von Prinzipien kennt, paßt das Wohnungseigentum als ein 
Mischgebilde nicht, ein solches System vermag es nicht zu erfassen4• 

Vielmehr geht es in erster Linie um das "innere'" oder "dogmatische'" 
System des Zivilrechts, welches die über die einzelnen Regelungskom-
plexe hinausgreifenden allgemeinen Rechtsgedanken und Wertungs-
maßstäbe, d. h. die der Rechtsordnung als einem Sinngefüge innewoh-
nenden Sinnzusammenhänge sichtbar machen soll. Wenn diese Inte-
gration, wie es vor allem bei neueren Rechtsinstituten denkbar ist, nicht 
ohne weiteres möglich ist, muß das System modifiziert werden. Aber 
eine solche Modifikation des Systems sollte äußerst behutsam und nicht 
ohne zwingende Notwendigkeit vorgenommen werden, weil jede Än-
derung des Systems der Rechtssicherheit und damit letztlich der Ge-
rechtigkeit abträglich ist. Insofern muß die Rechtsdogmatik bewahrend 
sein. 

1 Vom 15.3.1951 (BGBl. I S. 175, ber. 209), geändert durch Gesetz vom 
30.7.1973 (BGBl. I S. 9lO). 

2 Esser, Festschrift Raiser, S. 522; Larenz, Methodenlehre, S. 143. 
I Siehe dazu Esser, Festschrift Raiser, S. 534 ff. 
, So ausdrücklich Larenz, Methodenlehre, S. 436. 
5 Siehe Larenz, Methodenlehre, S. 458 ff. 
S So Esser, Festschrift Raiser, S. 518. 
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Bei den parlamentarischen Beratungen des W ohnungseigentums-
gesetzes betonte der Berichterstatter des Ausschusses für Wiederaufbau 
und Wohnungswesen, daß "das neue Rechtsinstitut soweit eben möglich, 
in unser allgemeines Rechtssystem eingebaut" werde7• Ein allgemeiner 
Konsens über die Integration des Wohnungseigentums in die Zivil-
rechtsdogmatik ist jedoch bislang keineswegs erzielt worden. Das be-
weist eine Vielzahl unterschiedlicher dogmatischer Vorstellungen über 
dieses Rechtsinstitut. Vom dogmatischen Ansatz her können sie in drei 
Theorien eingeteilt werden. Nach der Miteigentumstheorie stehen das 
Grundstück und das gesamte darauf errichtete Gebäude im Miteigen-
tum aller Wohnungseigentümer, während das Sondereigentum als ding-
liches Nutzungsrecht8 oder ein über § 1010 BGB hinausgehendes, eigen-
tumsähnlich ausgestaltetes Nutzungsrecht9 qualifiziert wird. Demgegen-
über ist nach der herrschenden Sondereigentumstheorie das Sonder-
eigentum Alleineigentum an einer Wohnung im bürgerlich-rechtlichen 
Sinne, das mit dem Miteigentumsanteil am Grundstück und gewissen 
Gebäudeteilen verbunden ist. Wie aber diese Verbindung dogmatisch zu 
erfassen ist, darüber gehen die Meinungen weit auseinander. Teilweise 
nimmt man an, daß das Sondereigentum im Vordergrund stehe wäh-
rend der Miteigentumsanteil dessen Bestandteil sepo. Andere sehen im 
Miteigentumsanteil die Hauptsache und behandeln das Sondereigentum 
als dessen Bestandteilll oder "Anhängsel" 12. Wieder andere13 sehen im 
Sondereigentum und Miteigentumsanteil gleichwertige Bestandteile 
des Wohnungseigentums, zu dem die Mitgliedschaft in der Gemein-
schaft der Wohnungseigentümer als weiterer Bestandteil hinzutrete14 ; 

man spricht vom Wohnungseigentum als einer dreigliedrigen Einheit15• 

7 Vgl. Stenographische Berichte des Deutschen Bundestages, 1. Wahl-
periode, Bd. 3, S. 4385. 

8 So Dulckeit, S. 71 f.; vgl. auch Bärmann, NJW 1951, 292; OLG Düsseldorf, 
JMB!. NRW 1963, 189. 

e So Walser, passim; Zmarzlik, passim; Schroth, GWW, 1950, 423. 
10 So Börner, Festschrift Dölle, S. 216 ff., 225; zweifelnd Diester, § 5 Rz. 10. 
U So Bärmann, Ein!., Rz. 201; Bärmann / Pick, § 1 Rz. 12; Weitnauer / 

Wirths, Vor § 1 Rz. 17 c; Staudinger / Ring, § 1 WEG, Rz. 9; Pritsch in BGB-
RGRK, § 1 WEG, Anm. 16; Westermann, SachenR, § 68 I 4; Paulick, AcP 152, 
432; Seifert, S. 108 ff.; Koch, S. 45; Eichler, S. 163. 

11 BGHZ, 49, 250 (251); 50, 56 (60); OLG Stuttgart, NJW 1969, 1176; Soer-
gel/ Baur, § 1 WEG, Rz. 1; Baur, SachenR, § 29 B I 2. 

18 Bärmann, Eini., Rz. 187; ders., AcP 155, 19; ders., NJW 1951, 292; 
Bärmann / Pick, § 1 Rz. 5, 12, 13; Soergel/ Baur, § 6 Rz. 2; HeImers, S. 104 f.; 
Lang, S. 43; Rosenbauer, S. 37 ff., 40. 

14 Bärmann, AcP 155, 10 ff.; ders., WEG, 1. Auf!., S. 126, 151 ff.; ders., 
WEG, 3. Aufl., Ein!., Rz. 192, 199; ihm folgend: Westermann, SachenR, § 68 I 4; 
Lutter, AcP 164, 141 Anm. 68; Soergel/ Baur, § 6 Rz. 5; Bopp, S. 69 ff.; Rosen-
bauer, S. 38; Lang, S. 43; Tasche, DNotZ 1972, 710; BayObLGZ 1965, 35 (42); 
OLG Hamm, DNotZ 1976, 165 (166 f.). 

15 Bärmann, Einl., Rz. 187; siehe auch Bärmann / Pick, § 1 Rz. 5 "Trinität". 
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Vereinzelt wird das Wohnungseigentum auch als grundstücksgleiches 
Recht behandeW6• Die Gesamthandstheorie17 geht von einer gesamt-
händerischen Verbindung des Sondereigentums mit dem Miteigentums-
anteil aus, die auch sonstige gemeinschaftliche Gegenstände der Woh-
nungseigentümer erfasse. Diese unterschiedlichen Theorien über das 
Wohnungseigentum rechtfertigen die vorliegende Untersuchung als 
Bemühen um einen allgemeinen Konsens. 

Daß die Rechtsordnung kein logisch-deduktives System ist, aus dem 
jedes Problem im Wege logischer Ableitung gelöst werden könnte, 
kann heute als allgemein anerkannt angesehen werden. Demnach muß 
die Rechtsdogmatik, will sie ihrer Funktion gerecht werden, die Wer-
tungen, die den einzelnen Regelungen des Wohnungseigentumsgesetzes 
zugrunde liegen, "die wechselseitigen Beziehungen, Rangstufen, Abhän-
gigkeiten, Verschränkungen und das Zusammenspiel der Rechtsgrund-
sätze (Prinzipien), Rechtsinstitute und Regelungen" deutlich machenl8• 

Dogmatisch19 im Sinne dieses "wertorientierten Denkens"20 bedeutet 
aber nicht gesetzesunabhängige Rechtsgewinnung, sondern Orientie-
rung an vorgegebenen Rechtswerten und rechtlichen Wertungsmaß-
stäben. Zu diesen Orientierungswerten zählt in erster Linie das positive 
Recht. Dieses enthält primär den verbindlichen2!, allerdings nicht unab-
änderlichen22 Konsens der Rechtsgenossen über die maßgeblichen Wer-
tungen. 

Das aufgezeigte dogmatische Anliegen zu verfolgen würde nicht loh-
nen, wenn man mit Ernst Wolf23 das Wohnungseigentumsgesetz als "in 
seinen Grundlagen verfehlt" und daher als "unwirksam" ansehen 
würde. Indessen verkennt Wolf, daß wegen des Entscheidungs- und 
Verwerfungsmonopols des Bundesverfassungsgerichtes24 gemäß Art. 93 
Nr. 2 GG zugunsten des Wohnungseigentumsgesetzes zumindest eine 
Vermutung seiner Gültigkeit besteht. Eine Unwirksamkeit dieses Ge-
setzes könnte erst durch eine entsprechende Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts verbindlich werden. 

16 Baur, SachenR, § 15!II 3 b); Rosenbauer, S. 94 ff. 
17 So Schulze-Osterloh, Prinzip, S. 154 ff.; ihm folgend Wiedemann, WM 

Sonderbeilage 4/1975, S. 27. 
18 Larenz, Methodenlehre, S. 143; Esser, Festschrift Raiser, S. 518. 
19 Zur Vieldeutigkeit dieses Begriffes s. Meyer-Cording, S. 14 ff. 
20 Ausdruck von Larenz, Methodenlehre, S. 194 ff.; ders., Festschrift 

Wilburg, S. 218; dagegen Esser, AcP 172, 98 ff.; anders wohl jetzt Esser, 
Festschrift Raiser, S. 520 ff., 530, 534. 

21 Vgl. dazu Esser, Vorverständnis, S. 91, 94, 96; ders., Festschrift Raiser, 
S. 522, 530 ff.; Larenz, Methodenlehre, S. 143. 

22 Siehe dazu Meyer-Cording, S. 38 ff. 
23 Sachenrecht, S. 383. 
I' Siehe dazu Maunz 1 Dürig 1 Herzog, Art. 93 Rz. 34. 
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